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Artikel 1: Begriffsbestimmungen 

a. Dienstleistung(en): die vom Auftragnehmer auf Basis 

des Vertrags zugunsten des Auftraggebers auszu-

führenden Arbeiten. 

b. Waren: die vom Auftragnehmer an den Auftraggeber 

aufgrund des Vertrags zu liefernden beweglichen 

Sachen; das sind alle Sachen und alle Vermögens-

rechte im Sinne von Artikel 3:1 des niederländischen 

Bürgerlichen Gesetzbuches. 

c. Lieferung(en): die Bereitstellung oder Überlassung 

von Waren an den Auftraggeber und/oder die even-

tuelle Installation und Montage dieser Waren oder 

die Fertigstellung oder Abnahme der Dienstleis-

tung(en), unter jedem beliebigen Titel. 

d. Offerte: das schriftliche Angebot eines Auftragneh-

mers, um zu einem bestimmten Preis eine bestimm-

te Menge an Waren und/oder Dienstleistungen zu 

liefern. 

e. Auftragsvertrag: der schriftliche Auftrag/die schriftli-

che Auftragsbestätigung bzw. die Order des Auftrag-

gebers an den Auftragnehmer zur Lieferung von Wa-

ren und/oder Erbringung von Dienstleistungen 

und/oder die Annahme der Offerte des Auftragneh-

mers durch den Auftraggeber.  

f. Auftraggeber: die Stiftung Stichting Fontys, mit Sitz 

in Eindhoven, Niederlande. 

g. Auftragnehmer: der Vertragspartner des Auftragge-

bers. 

h. Vertrag: die schriftlich festgelegten Vereinbarungen 

zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer in Bezug 

auf die Lieferung von Waren und/oder Dienstleistun-

gen. 

i. Schriftlich: In diesen Bedingungen wird die Korres-

pondenz per E-Mail mit Schriftstücken gleichgestellt. 

Die Korrespondenz per Fax fällt ausdrücklich nicht 

unter die Bezeichnung Schriftstücke. 

j. Bedingungen: die vorliegenden Allgemeinen Ein-

kaufsbedingungen der Stiftung Fontys. 

Artikel 2: Anwendbarkeit  

2.1. Diese Bedingungen gelten für alle Offerten(anfragen), 

Aufträge und Verträge im Zusammenhang mit der Lie-

ferung von Waren oder der Erbringung von Dienstleis-

tungen. 

2.2. Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Auftrag-

nehmers sind nicht gültig, außer wenn dies ausdrück-

lich und schriftlich vereinbart wurde. 

2.3. Die Gültigkeit der „United Nations Convention on 

contracts for the International sale of goods“ (UN-

Kaufrecht) ist ausgeschlossen. 

2.4. Im Fall eines Widerspruchs zwischen dem niederlän-

dischen Text dieser Bedingungen und deren Überset-

zungen hat stets der niederländische Text Vorrang. 

 

Artikel 3: Offerten, Zustandekommen und Änderung 

des Vertrags 

3.1. Offerten des Auftragnehmers an den Auftraggeber 

haben eine Bindefrist von drei Monaten nach dem Un-

terzeichnungsdatum, außer im Fall einer anderslau-

tenden schriftlichen Vereinbarung zwischen den Par-

teien. 

3.2. Die mit der Offerte einhergehenden Kosten und die 

eventuell notwendigen Muster gehen zulasten des 

Auftragnehmers. 

3.3. Die eventuell mit der Offerte erhaltene Dokumentation 

und Muster werden vom Auftraggeber nicht zurückge-

sendet. 

3.4. Der in der Offerte angegebene Preis ist feststehend, 

wird in Euro ausgedrückt und deckt alle Kosten ab, 

die erforderlich sind, um die Waren und/oder Dienst-

leistung(en) an den vom Auftraggeber genannten Lie-

ferort zu liefern, mit Ausnahme der fälligen MwSt.  

3.5. Der Vertrag kommt durch das Angebot und die An-

nahme und dadurch zustande, dass der Auftraggeber 

eine Offerte des Auftragnehmers mittels eines schrift-

lichen Auftrags/einer schriftlichen Auftragsbestätigung 

annimmt. Wenn jedoch der Auftrag nach Ablauf der zu 

diesem Zweck unter 3.1 angegebenen Frist versendet 

wird oder wenn der Auftrag in mehr als nebensächli-

chen Punkten von der Offerte abweicht, dann kommt 

der Vertrag gemäß dem Auftrag zustande, außer 

wenn der Auftragnehmer den Auftrag innerhalb von 

vierzehn Tagen nach seiner Unterzeichnung schriftlich 

verwirft. 



3.6. Änderungen und/oder Ergänzungen des Vertrags sind 

ausschließlich schriftlich mit beiderseitiger Zustim-

mung möglich. 

3.7. Wenn der Auftragnehmer ohne Auftragsbestätigung 

mit der Lieferung und/oder den Arbeiten beginnt, er-

folgt dies auf eigene Rechnung und Risiko. 

 

Artikel 4: Ausführung des Vertrags und (verzögerte) 

Lieferung 

4.1. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, die Waren 

und/oder Dienstleistungen in der vereinbarten Form, 

Menge und Qualität am vereinbarten Lieferdatum am 

vereinbarten Lieferort zu liefern bzw. zu erbringen. 

4.2. Der Auftragnehmer darf die Ausführung des Vertrags 

nur dann vollständig oder teilweise an Dritte verge-

ben, wenn er die vorhergehende schriftliche Zustim-

mung des Auftraggebers eingeholt hat, wobei der Auf-

traggeber diese Zustimmung von weiteren Bedingun-

gen abhängig machen kann. Der Auftragnehmer ist 

dafür verantwortlich, die eingesetzten Dritten über die 

Absprachen zu informieren, die er mit dem Auftragge-

ber vereinbart hat. 

4.3. Die zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer ver-

einbarte Lieferzeit oder der Lieferzeitpunkt gilt als 

Ausschlussfrist. 

4.4. Teillieferungen sind nicht zulässig, außer mit der 

schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. 

4.5. Wenn der Auftragnehmer berechtigterweise vorherse-

hen kann, dass er nicht in der Lage sein wird, seine 

Pflichten gegenüber dem Auftraggeber rechtzeitig zu 

erfüllen, ist er verpflichtet, den Auftraggeber hierüber 

unter Angabe der Gründe, der vom Auftragnehmer 

gesetzten und noch zu ergreifenden Maßnahmen zur 

Vermeidung der Verzögerung sowie eines neuen Lie-

ferdatums unverzüglich schriftlich zu informieren. 

4.6. Innerhalb von 14 Tagen nach Eingang der im vorigen 

Absatz genannten Meldung teilt der Auftraggeber mit, 

ob er mit den vorgeschlagenen Maßnahmen und den 

genannten Konsequenzen einverstanden ist. Das Ein-

verständnis bedeutet nicht, dass der Auftraggeber die 

Ursache der drohenden Verzögerung anerkennt und 

lässt alle anderen Rechte oder Forderungen, die dem 

Auftraggeber aufgrund des Vertrags zustehen, unbe-

einträchtigt. 

4.7. Wenn die vollständige(n) Dienstleistung(en) und/oder 

die Lieferung(en) nicht innerhalb der vereinbarten o-

der verlängerten Frist auf eine Weise erbracht bzw. 

geliefert wurde(n), die dem Vertrag entspricht, und die 

Erfüllung ohne höhere Gewalt dauerhaft unmöglich 

ist, schuldet der Auftragnehmer dem Auftraggeber ei-

ne sofort fällige Geldstrafe in Höhe von 0,1 % des ge-

samten oder maximalen Vertragspreises für jeden 

Tag, den dieser Mangel andauert, bis zu einem Ma-

ximum von 10 % davon. 

4.8. Der Auftraggeber beruft sich nicht auf die Strafbe-

stimmung in Artikel 4.7, wenn der Auftraggeber vom 

Auftragnehmer bereits vollständig schadlos gestellt 

wurde. Der Auftraggeber beruft sich jedoch wohl auf 

diese Strafbestimmung, wenn nicht einfach feststell-

bar ist, wie hoch der Schaden des Auftraggebers ist, 

oder wenn der Schaden nicht mit einer Geldsumme 

bewertbar ist und überdies in Folge der (zwischenzeit-

lichen) Beendigung eines 

 Vertrags mit dem Auftragnehmer Kosten getätigt wer

 den müssen, um einen neuen Lieferanten auszuwäh

 len bzw. zu beauftragen. 

4.9. Der Auftragnehmer wird alle Informationen, Dokumen-

tation, Informationen, Anweisungen usw., die der Auf-

traggeber berechtigterweise benötigt, um die Waren 

und/oder Dienstleistungen optimal zu nutzen, in 

schriftlicher Form an den Auftraggeber übermitteln, 

ohne hierfür Kosten in Rechnung zu stellen. 

4.10. Der Auftragnehmer kann Personen, die mit der Aus-

führung der Dienstleistungen beauftragt sind, nicht 

ohne vorhergehende Zustimmung des Auftraggebers 

vorübergehend oder endgültig austauschen. Der Auf-

traggeber verweigert seine Zustimmung nicht unbe-

rechtigt und kann diese Zustimmung von bestimmten 

Bedingungen abhängig machen. Die für die ursprüng-

lichen Personen geltenden Tarife können bei einem 

Austausch nicht erhöht werden. 

4.11. Wenn der Auftraggeber mit schriftlicher Begründung 

den Austausch von Personen verlangt, die mit der 

Ausführung der Dienstleistungen beauftragt sind, weil 

er der Meinung ist, dass dies im Interesse einer guten 

Ausführung des Vertrags notwendig oder wün-

schenswert ist, wird der Auftragnehmer dem Folge 

leisten. Dabei wird ein Tarif in Rechnung gestellt, der 

nicht höher ist als der Tarif, der für die Person, die 

ausgetauscht wird, im Vertrag festgelegt ist. Bei ei-

nem Austausch von Personen, die mit der Ausführung 

des Vertrags beauftragt sind, stellt der Auftragnehmer 

Personen zur Verfügung, die im Hinblick auf ihre 

Kompetenz, Ausbildung und Erfahrung zumindest 

gleichwertig mit den ausgetauschten Personen sind 

oder die dem entsprechen, was die Parteien im Hin-

blick auf diese Personen vereinbart haben. 

 

Artikel 5: Annahme 

Annahme einer Warenlieferung 

5.1. Die (Aus-)Lieferung der Waren, wie weiter oben in 

Artikel 4 beschrieben, gilt nicht als Annahme seitens 

des Auftraggebers. 

5.2. Innerhalb von dreißig (30) Tagen nach der Lieferung 

wird der Auftraggeber die Waren in Bezug auf die 

vereinbarte Menge und den Zustand sowie die Quali-

tät der Waren prüfen, sofern sichtbar. 

5.3. Die Inspektion kann das Testen und/oder die Ent-

nahme von Mustern der Waren beinhalten. 

5.4. Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer unter Be-

rücksichtigung von Artikel 5.2 innerhalb einer ange-

messenen Frist schriftlich informieren, ob die Waren 

angenommen wurden, oder ab dem Zeitpunkt der 

vollständigen Inbetriebnahme (vollständige Installati-

on/Abnahme), außer im Fall einer anderslautenden 

schriftlichen Vereinbarung. Falls der Auftraggeber den 

Auftragnehmer nicht innerhalb von dreißig (30) Tagen 

schriftlich über die Annahme informiert hat, wird da-

von ausgegangen, dass der Auftraggeber die Waren 

angenommen hat. 

5.5. Die Annahme der Waren beeinträchtigt nicht das 

Recht des Auftraggebers auf die Beendigung des Ver-

trags und/oder einen Schadenersatz, wenn sich her-



ausstellt, dass die gelieferten Waren ungeeignet oder 

mangelhaft sind. 

5.6. Falls der Auftraggeber die Waren beanstandet, wird er 

den Auftragnehmer darüber so schnell wie möglich in-

formieren. Dabei wird der Auftraggeber seine Rekla-

mationen hinreichend deutlich machen. Der Auftrag-

geber ist in diesem Fall berechtigt, die gelieferten Wa-

ren 

 einschließlich der Waren, die getestet wurden oder 

denen ein Muster entnommen wurde, an den Auftrag-

nehmer zurückzusenden. Die Kosten und das Risiko 

hierfür gehen zulasten des Auftragnehmers. Wenn ei-

ne Rücksendung berechtigterweise nicht möglich ist, 

wird der Auftraggeber die Waren auf Rechnung und 

Risiko des Auftragnehmers bei sich behalten und 

kann der Auftraggeber dem Auftragnehmer die Mög-

lichkeit geben, seine mangelhafte Lieferung wieder-

herzustellen und nachträglich noch ordnungsgemäß 

zu liefern. 

 

Annahme einer erbrachten Dienstleistung 

5.7. Der Auftraggeber beurteilt die Ergebnisse der Dienst-

leistungen innerhalb einer Frist von zehn (10) Werkta-

gen nach der Lieferung. Wenn der Auftraggeber die 

Ergebnisse als ausreichend beurteilt, akzeptiert er 

diese mittels einer Bekanntgabe an den Auftragneh-

mer. 

5.8. Wenn der Auftraggeber die Ergebnisse der Dienstleis-

tungen als unzureichend beurteilt, sendet er dem Auf-

tragnehmer eine Bekanntgabe der Nichtannahme, un-

ter Berücksichtigung der in Art. 5.7 angegebenen Frist 

und unter Angabe der Reklamationen. 

5.9. Der Auftraggeber kann die Ergebnisse der Dienstleis-

tung(en) von Dritten beurteilen lassen. 

5.10. Wenn der Auftraggeber dies für notwendig erachtet, 

kann er nach der Bekanntgabe an den Auftragnehmer 

die Annahmefrist um weitere zehn (10) Werktage ver-

längern. 

5.11. Wenn sich der Auftraggeber nicht innerhalb einer Frist 

von zehn (10) Werktagen nach der Lieferung oder 

nach der 

 verlängerten Frist gemäß Artikel 5.10 über die Beur-

teilung geäußert hat, werden die Ergebnisse der 

Dienstleistung(en) als angenommen betrachtet. 

 

Artikel 6: Übertragung von Eigentum und Risiko 

6.1. Das Eigentum der gelieferten Waren wird zum Zeit-

punkt der Lieferung übertragen. 

6.2. Die zu liefernden und gelieferten Waren gehen und 

bleiben auf Risiko des Auftragnehmers, bis zu dem 

Zeitpunkt, an dem diese im Namen des Auftraggebers 

gemäß den Bestimmungen von Artikel 5 angenom-

men wurden. 

6.3. Der Auftragnehmer muss sich davon überzeugen, 

dass die Person, die die Waren entgegennimmt, dazu 

befugt ist. 

6.4. Unvermindert der oben genannten Bestimmungen 

ruht das Risiko für Waren, die dem Auftragnehmer 

vom Auftraggeber zur Verfügung gestellt wurden, bei-

spielsweise für eine Reparatur oder Be- bzw. Verar-

beitung, beim Auftragnehmer. 

6.5. In Anbetracht des Vorhergehenden ist der Auftrag-

nehmer verpflichtet, die Waren ordnungsgemäß zu 

versichern und andere Maßnahmen zu treffen, um 

den Verlust der Waren zu vermeiden oder einzu-

schränken. 

 

Artikel 7: Eigentum, geistige Eigentumsrechte und 

sonstige Rechte 

7.1 Alle geistigen Eigentumsrechte, die – ungeachtet des 

Ortes und des Zeitpunktes – im Hinblick auf die Er-

gebnisse der Dienstleistung(en) ausgeübt werden 

können, die der Auftragnehmer für den Auftraggeber 

ausgeführt hat, und die Zeichnungen, Berechnungen, 

Modelle, urheberrechtlichen Arbeiten oder sonstige 

Unterlagen, die der Auftragnehmer für diesen Auftrag 

erstellt hat oder erstellen ließ, ruhen beim Auftragge-

ber und sind nicht mit besonderen Lasten beschwert, 

die der Nutzung durch den Auftraggeber im Weg ste-

hen können, und verletzen keineswegs die Rechte 

von Dritten. Diese Rechte werden aufgrund des Ver-

trags vom Auftragnehmer zum Zeitpunkt deren Ent-

stehung an den Auftraggeber übertragen, wobei diese 

Übertragung vom Auftraggeber jetzt bereits akzeptiert 

wird. 

7.2. Sofern die in Artikel 7.1 genannten Ergebnisse unter 

Verwendung bereits bestehender, nicht dem Auftrag-

geber zukommender geistiger Eigentumsrechte zu-

stande kommen, erteilt der Auftragnehmer dem Auf-

traggeber ein nicht exklusives und unbefristetes Nut-

zungsrecht. Der Auftragnehmer garantiert in diesem 

Fall, zur Erteilung des oben genannten Nutzungsrech-

tes berechtigt zu sein. 

7.3. Sofern für die Übertragung der Rechte gemäß Artikel 

7.1 eine weitere Urkunde erforderlich sein sollte, er-

mächtigt der Auftragnehmer den Auftraggeber nun be-

reits unwiderruflich, eine derartige Urkunde zu erstel-

len und im Namen des Auftragnehmers zu unter-

zeichnen, unvermindert der Verpflichtung des Auf-

tragnehmers, auf erste Anfrage des Auftraggebers an 

der Übertragung dieser Rechte mitzuwirken, ohne da-

bei Bedingungen stellen zu können. Der Auftragneh-

mer ermächtigt den Auftraggeber hiermit nötigenfalls 

unwiderruflich, die Übertragung dieser geistigen Ei-

gentumsrechte in die betreffende Register ein- oder 

übertragen zu lassen. 

7.4. Der Auftragnehmer garantiert, dass die von ihm gelie-

ferten Waren und/oder erbrachten Dienstleistungen 

auf keinerlei Weise die Rechte von Dritten verletzen, 

worunter geistige Eigentumsrechte, wie beispielswei-

se Urheber-, Patent- und Markenrechte. Der Auftrag-

nehmer schützt den Auftraggeber folglich vor diesbe-

züglichen Ansprüchen von Dritten und entschädigt 

dem Auftraggeber sämtliche Schäden, die der Auf-

traggeber hierdurch erleidet. 

 

Artikel 8: Rechnungsstellung und Bezahlung 

8.1. Das Recht auf die Zahlung entsteht nach der Annah-

me durch den Auftraggeber gemäß Artikel 5. Der Auf-

tragnehmer fakturiert nach der Annahme. Der Ein-

gang der Rechnung erfolgt vorzugsweise per E-Mail 

an: digitalefacturen@fontys.nl oder mit der Tagespost. 



8.2. Die Rechnung des Auftragnehmers muss allen ge-

setzlichen Anforderungen entsprechen, auf den Na-

men von Fontys ausgestellt sein, eine Auflistung der 

gelieferten Waren und/oder erbrachten Dienstleistun-

gen, zumindest die vom Auftraggeber angegebene 

BU-Nummer, den Namen einer Kontaktperson sowie 

eventuell eine beim Auftrag/bei der Auftragsbestäti-

gung angegebene Ordernummer enthalten. Der Auf-

traggeber muss die Rechnung innerhalb von dreißig 

(30) Tagen nach Erhalt bezahlen.  

8.3. Mehrarbeiten werden vom Auftragnehmer nach Fer-

tigstellung der jeweiligen Mehrarbeiten und nur nach 

deren Annahme durch den Auftraggeber gesondert in 

der Rechnung aufgelistet. Die Art und der Umfang der 

ausgeführten Mehrarbeiten werden in den Rechnun-

gen ausdrücklich angegeben und anhand authenti-

scher Dokumente spezifiziert. 

8.4. Rechnungen, die den gesetzten Anforderungen nicht 

entsprechen, werden nicht bearbeitet und zurückge-

sendet. 

8.5. Dieser Artikel beeinträchtigt keineswegs eventuelle 

 Rechte des Auftraggebers  

 im Hinblick auf unter anderem Aussetzung, Ausübung 

 eines Zurückbehaltungsrechts, Auflösung und Ver

 rechnung. 

8.6. Falls der Auftraggeber seine Zahlungspflichten nicht 

rechtzeitig erfüllt, wird er lediglich zur Entschädigung 

der gesetzlichen Zinsen verpflichtet sein, und er wird 

dies erst schulden, nachdem ihm vom Auftragnehmer 

schriftlich eine angemessene Frist eingeräumt wurde, 

um seine Pflichten nachträglich zu erfüllen. 

 

Artikel 9: Entschädigung, Mehr- und Minderarbeit 

9.1. Der Auftraggeber entschädigt den Auftragnehmer für 

die tatsächlich durch ihn getätigten Kosten und Ar-

beitsstunden zu den vereinbarten Tarifen, außer wenn 

im Vertrag ein Fixpreis vereinbart wurde. 

9.2. Wenn durch zusätzliche Wünsche oder geänderte 

Erkenntnisse des Auftraggebers oder durch eine Än-

derung der für die auszuführenden Leistungen gelten-

den gesetzlichen Vorschriften, die Leistungen, die der 

Auftragnehmer aufgrund des Vertrags ausführen 

muss, nachweisbar erschwert oder erweitert werden, 

liegen Mehrarbeiten vor, die ausschließlich nach Ge-

nehmigung in Form eines schriftlichen Auftrags des 

Auftraggebers für eine Entschädigung in Frage kom-

men. Mehrarbeiten umfassen nicht eventuelle zusätz-

liche Arbeiten oder geänderte Erkenntnisse, die vom 

Auftragnehmer bei Vertragsabschluss vorgesehen 

hätten werden müssen. Wenn eine Partei der Mei-

nung ist, dass eine Mehrarbeit vorliegt, teilt sie dies 

der anderen Partei möglichst rasch mit. 

9.3. Der Auftragnehmer beginnt nicht mit den Mehrarbei-

ten, bevor er dazu einen schriftlichen Auftrag des Auf-

traggebers erhalten hat. Der Auftragnehmer erstellt 

eine schriftliche Offerte in Bezug auf den Umfang der 

erwarteten Mehrarbeiten und der damit verbundenen 

Zeitdauer sowie den Kosten, um den Auftrag zu erhal-

ten. Im Hinblick auf die vom Auftragnehmer auszufüh-

renden Mehrarbeiten gelten die Vertragsbestimmun-

gen, unter anderem in Bezug auf Tarife und eventuel-

le Ermäßigungen, sofern diese durch den näheren 

schriftlichen Auftrag nicht geändert werden. Der Auf-

tragnehmer kann bei der Erstellung einer Offerte kei-

ne detaillierteren oder schwereren Bedingungen stel-

len als diejenigen, mit denen sich der Auftraggeber 

einverstanden erklärt. 

9.4. Wenn durch geänderte Erkenntnisse des Auftragge-

bers oder durch eine Änderung der für die auszufüh-

renden Leistungen geltenden gesetzlichen Vorschrif-

ten die Leistungen, die der Auftragnehmer aufgrund 

des Vertrags ausführen muss, nachweisbar erleichtert 

oder vermindert werden, liegen Minderarbeiten vor, 

die für eine Verrechnung in Frage kommen. Wenn ei-

ne Partei der Meinung ist, dass eine Minderarbeit vor-

liegt, teilt sie dies der anderen Partei möglichst rasch 

schriftlich mit. Wenn ein Fixpreis vereinbart wurde, 

bestimmen die Parteien im gegenseitigen Einverneh-

men die Höhe des Betrags der Minderarbeit, der mit 

dem zu bezahlenden Preis verrechnet wird. 

 

Artikel 10: Garantie 

10.1 Der Auftragnehmer ist dafür verantwortlich, dass die 

gelieferten Waren und/oder Dienstleistung(en) ver-

tragskonform sind und deshalb unter anderem eine 

gute Qualität aufweisen, neu (außer im Fall einer an-

derslautenden Vereinbarung), frei 

 von Mängeln und für den Zweck geeignet sind, für 

den sie bestimmt sind, ferner aus solidem Material 

hergestellt wurden und den relevanten niederländi-

schen und  

 europäischen Gesetzen und Vorschriften, den Anfor-

derungen der in der Branche angewendeten Sicher-

heits- und Qualitätsnormen sowie den geltenden Um-

weltnormen entsprechen. 

10.2. Der Auftragnehmer ist für strafrechtliche und verwal-

tungsrechtliche Sanktionen verantwortlich, die dem 

Auftragnehmer direkt und/oder dem Auftraggeber auf-

erlegt werden und die mit dem Handeln und/oder Un-

terlassen des Auftragnehmers im Hinblick auf die  

 Ausführung des Vertrags durch den Auftragnehmer im 

Zusammenhang stehen. 

 

Artikel 11: Mängel und Haftung 

11.1. Wenn der Auftragnehmer seinen Pflichten gemäß 

dem Vertrag nicht nachkommt und dies auch nach ei-

ner schriftlichen Inverzugsetzung unterlässt, mittels 

der eine angemessene Frist für die Pflichterfüllung 

gesetzt wird, ist der Auftragnehmer in Verzug. Der 

Auftragnehmer ist ohne Inverzugsetzung unverzüglich 

in Verzug: wenn die vereinbarte Ausschlussfrist abge-

laufen ist; wenn eine Erfüllung der betreffenden Ver-

pflichtungen innerhalb der vereinbarten Frist bereits 

dauerhaft unmöglich ist; oder wenn aus einer Mittei-

lung des Auftragnehmers abgeleitet werden kann, 

dass der Auftragnehmer seine Leistungen nicht er-

bringen wird. 

11.2. Die in Artikel 11 Absatz 1 genannte Inverzugsetzung 

ist nicht erforderlich, wenn die Frist, innerhalb derer 

die vereinbarte(n) Dienstleistung(en) und/oder Liefe-

rungen ausgeführt hätte(n) werden müssen, vor deren 

Ablauf verlängert wurde. Wenn die im vorigen Absatz 

genannte Pflichterfüllung auch vor Ende der verlän-



gerten (äußersten) Frist nicht erfolgt ist, ist der Auf-

tragnehmer ab diesem Zeitpunkt direkt in Verzug. 

11.3. Wenn der Auftragnehmer zurechenbar bei der Einhal-

tung seiner Pflichten gegenüber dem Auftraggeber 

versagt, haftet der Auftragnehmer für die durch den 

Auftraggeber erlittenen oder zu erleidenden Schäden, 

die im direkten Zusammenhang zur Ausführung des 

Vertrags stehen. 

11.4. Der vom Auftragnehmer zu leistende Schadenersatz 

beschränkt sich auf eine Summe von 2.500.000,- € 

pro Ereignis, mit einem Maximum von 5.000.000,- € 

pro Jahr. Zusammenhängende Ansprüche werden 

dabei als ein (1) Anspruch betrachtet. 

11.5. Alle außergerichtlichen und gerichtlichen Kosten des 

Auftraggebers in Folge der Nichteinhaltung durch den 

Auftragnehmer gehen zulasten des Auftragnehmers. 

11.6. Der Auftragnehmer schützt den Auftraggeber vor 

Schadenersatzansprüchen von Dritten, die diesen 

Dritten aufgrund eines zurechenbaren Mangels durch 

den Auftragnehmer oder im Zusammenhang mit ei-

nem zurechenbaren Mangel einer oder mehrerer vom 

Auftragnehmer eingeschalteten dritten Parteien 

und/oder im Zusammenhang mit der Verwendung o-

der Anwendung der gelieferten Waren und/oder er-

brachten Dienstleistungen des Auftragnehmers 

und/oder Sachen, die Eigentum des Auftraggebers 

sind und vom Auftragnehmer verwendet werden, ent-

stehen. Unter „dritte Partei“ sind auch das Personal 

des Auftraggebers und die Personen, die im Auftrag 

des Auftraggebers tätig sind, zu verstehen. 

11.7. Wenn der Auftragnehmer für die Erbringung der 

Dienstleistung(en) Sachen verwendet, die Eigentum 

des Auftraggebers sind, haftet der Auftragnehmer für 

die Schäden, die diesen Sachen zugefügt werden. 

Wenn in Folge der Anwesenheit von Sachen des  

 Auftraggebers beim Auftragnehmer zur Ausführung 

des Vertrags dem Auftragnehmer oder Dritten Schä-

den zugefügt werden, gehen diese Schäden gänzlich 

auf Rechnung und Risiko des Auftragnehmers, außer 

diese Schäden sind auf (inhärente) Mängel der zur 

Verfügung gestellten Sachen zurückzuführen.  

11.8 Der Auftragnehmer haftet für alle Schäden oder Nach-

teile, die sich aus den durch seine Arbeiten entstan-

denen Verletzungen der Privatsphäre 

 desjenigen, auf den sich die Personendaten beziehen, 

ergeben. 

 

Artikel 12: Höhere Gewalt 

12.1. Im Fall höherer Gewalt seitens des Auftragnehmers 

gemäß Artikel 6:75 des Bürgerlichen Gesetzbuches 

kann der Auftragnehmer die Erfüllung seiner Pflichten 

aufgrund des Vertrags aussetzen, unter der Bedin-

gung, dass der Auftragnehmer den Auftraggeber hier-

über innerhalb von vierundzwanzig (24) Stunden, 

nachdem der Umstand, der die höhere Gewalt verur-

sacht, aufgetreten ist, unter Angabe der Ursache der 

höheren Gewalt schriftlich informiert. Der Auftragge-

ber hat das Recht, den Vertrag schriftlich aufzulösen, 

ohne dass dadurch ein Schadenersatzanspruch ent-

steht, oder aber mit dem Auftragnehmer einen Zeit-

raum zu vereinbaren, in dem die Parteien die Erfül-

lung der vereinbarten Pflichten in Erwartung der even-

tuellen Aufhebung der Situation, die die höhere Ge-

walt verursacht, aussetzen. 

12.2. Der Auftragnehmer verpflichtet sich – sofern dies be-

rechtigterweise von ihm verlangt werden kann – jede 

Ursache der höheren Gewalt so schnell wie möglich 

zu beseitigen oder beseitigen zu lassen. 

12.3. Unter höherer Gewalt sind auf jeden Fall nicht zu ver-

stehen: Mangel an Personal, Streiks, Krankheit von 

Personalmitgliedern, Grundstoffmangel, Transport-

probleme, verspätete Zulieferung, Verkehrs-, Energie- 

oder ICT-Störung oder Nichteignung der für die Aus-

führung der Arbeiten erforderlichen Waren, Liquidi-

täts- und Solvenzprobleme seitens des Auftragneh-

mers oder Verzug der von ihm eingesetzten Dritten. 

 

Artikel 13: Versicherung 

13.1. Der Auftragnehmer wird sich im Hinblick auf seine 

Haftung aufgrund des Gesetzes und/oder des Ver-

trags gegenüber dem Auftraggeber ausreichend ver-

sichern. Der Auftragnehmer wird ferner alle unter 

normalen Bedingungen versicherbaren Risiken in sei-

ner Betriebsführung versichern. 

13.2. Der Auftragnehmer wird zudem alle Waren, die er 

vom Auftraggeber aufgrund des Vertrags erhält, ge-

gen alle Schäden versichern, einschließlich Schäden 

in Folge von falscher oder unzureichender Bearbei-

tung, die den Waren während des Zeitraums, in dem 

der Auftragnehmer die Waren unter sich hat, zugefügt 

werden können. 

13.3. Der Auftragnehmer legt auf Anfrage des Auftragge-

bers unverzüglich eine Abschrift der Versicherungspo-

lice und die Beweise der Prämienzahlung im Hinblick 

auf die im ersten Absatz genannten Versicherungen 

vor, oder aber eine Erklärung des Versicherers in Be-

zug auf die Existenz dieser Versicherungen und die 

erfolgte Zahlung der Prämie. Der Auftragnehmer be-

endet die Versicherungsverträge oder die Bedingun-

gen, unter denen diese abgeschlossen wurden, nicht 

ohne vorhergehende schriftliche Zustimmung des Auf-

traggebers. Ebenso wenig ändert der Auftragnehmer 

die Versicherungssumme zum Nachteil des Auftrag-

gebers ohne besagte Zustimmung. Es wird davon 

ausgegangen, dass die vom Auftragnehmer geschul-

deten Versicherungsprämien in den vereinbarten 

Preisen und Tarifen inbegriffen sind. 

 

Artikel 14: Geheimhaltungsklausel 

14.1. Sämtliche Informationen in beliebiger Form, die von 

den Parteien im Zusammenhang mit dem (eventuel-

len) Zustandekommen eines Vertrags oder während 

der Vertragslaufzeit ausgetauscht werden oder wur-

den, in denen sie einander Einsicht erteilen oder er-

teilt haben, oder mit denen sie konfrontiert werden 

oder wurden, werden von den Parteien als vertraulich 

betrachtet. Diese Informationen werden nachfolgend 

als „vertrauliche Informationen“ bezeichnet. 

14.2. Die Parteien werden diese vertraulichen Informatio-

nen nicht für einen anderen Zweck als den Zweck 

nutzen, kopieren oder speichern, für den die Informa-

tionen mitgeteilt wurden. 

14.3. Es steht den Parteien nicht frei, die vertraulichen In-

formationen auf beliebige Weise an Dritte mitzuteilen, 



außer wenn sie dazu die schriftliche Zustimmung des 

anderen erhalten haben. Es ist dem Auftragnehmer in 

diesem Rahmen nicht gestattet, Pressemitteilungen 

herauszugeben und andere öffentliche Mitteilungen in 

Bezug auf den vorliegenden Auftrag vorzunehmen, 

außer wenn die vorhergehende schriftliche Zustim-

mung des Auftraggebers vorliegt. 

14.4. Die Parteien verpflichten ihre Personalmitglieder 

und/oder mit Zustimmung des Auftraggebers einge-

setzte Dritte, diese Geheimhaltungspflicht zu erfüllen, 

und sind dafür verantwortlich, dass diese Personen 

diese Pflicht erfüllen. 

14.5. Die Parteien sind für ihre Personalmitglieder verant-

wortlich, die an der Ausführung von Arbeiten im Rah-

men der Vertragsumsetzung beteiligt sind, sofern die-

se Arbeiten beim Auftraggeber verrichtet werden, und 

beachten diese Datenschutzregelung. 

14.6. Eine von einem Arbeitnehmer oder einem eingesetz-

ten Dritten einer der Parteien vorgenommene Hand-

lung, die im Widerspruch zu diesem Artikel steht, gilt 

als Handlung der betreffenden Partei. 

14.7. Bei einer Verletzung der Geheimhaltungspflicht wäh-

rend der Laufzeit des Vertrags hat der Auftraggeber 

das Recht, den Vertrag aufzulösen, ohne dass eine 

Inverzugsetzung erforderlich ist. 

14.8. Die Geheimhaltungspflicht bleibt nach Ablauf des 

Vertrags unbeschränkt bestehen. Bei Verletzung der 

Geheimhaltungspflicht nach Ablauf des Vertrags hat 

der Auftraggeber Anspruch auf eine direkt fällige 

Geldstraße von fünfzigtausend Euro (50.000,- €) pro 

Übertretung, ungeachtet der Möglichkeit des Auftrag-

gebers, die tatsächlich erlittenen und noch zu erlei-

denden Schäden zurückzufordern. 

14.9. Sofern dem Auftragnehmer im Rahmen der Daten-

schutz-Grundverordnung (DSGVO) im Zusammen-

hang mit dem Verlust von Personendaten etwas vor-

geworfen werden kann, haftet der Auftragnehmer für 

alle Folgen davon. 

 

Artikel 15: Sicherheit 

15.1 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dafür zu sorgen, 

dass seine Personalmitglieder, die  

 an der Ausführung der Arbeiten – sofern diese beim 

Auftraggeber ausgeführt werden – beteiligt sind, die 

vom Auftraggeber angegebenen Sicherheitsverfahren 

und die Hausordnung einhalten. Diese Verfahren und 

die Hausordnung sind auf der Website des Auftragge-

bers zu finden. 

 

Artikel16: Ausset-

zung/Zurückbehaltungsrecht/Verrechnung 

16.1. Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt, seine Ver-

pflichtungen gegenüber dem Auftraggeber auszuset-

zen und ein beliebiges Zurückbehaltungsrecht im Hin-

blick auf Sachen auszuüben, die Eigentum des Auf-

traggebers sind oder auf die der Auftraggeber auf ir-

gendeine Weise Anspruch hat. Ebenso wenig ist der 

Auftragnehmer zu einer Verrechnung berechtigt. 

 

Artikel 17: Beendigung 

17.1 Der Auftraggeber ist berechtigt, den Vertrag für eine 

bestimmte Zeit unter Einhaltung der im Vertrag ange-

gebenen Kündigungsfrist zu kündigen. Wenn keine 

Kündigungsfrist im Vertrag angegeben ist, kann der 

Auftraggeber den Vertrag unter Einhaltung einer an-

gemessenen Kündigungsfrist kündigen, wobei die 

Dauer des Vertrags eine Rolle spielt. 

17.2. Der Auftraggeber hat – ohne Schadenersatzpflicht 

und unvermindert der ihm im Übrigen zukommenden 

Rechte und ohne dass eine Inverzugsetzung oder ein 

gerichtliches Einschreiten erforderlich ist – das Recht, 

den Vertrag zu jedem beliebigen Zeitpunkt mit soforti-

ger Wirkung mittels einer schriftlichen Bekanntgabe 

an den Auftragnehmer gänzlich oder teilweise zu kün-

digen oder aufzulösen oder die (weitere) Ausführung 

des Vertrags mit dem Auftragnehmer auszusetzen, 

falls: 

a. für den Auftragnehmer ein Konkursverfahren eröffnet 

wird; 

b. der Konkurs des Auftragnehmers beantragt wird oder 

wenn der Auftragnehmer selbst seinen Konkurs eröff-

net; 

c. dem Auftragnehmer (vorläufige) Zahlungseinstellung 

gewährt wird; 

d. eine Regelung mit den Gläubigern des Auftragneh-

mers getroffen wird; 

e. der Auftragnehmer die freie Verfügung über (einen 

erheblichen Teil) seines Vermögens verliert, bei-

spielsweise durch Beschlagnahme; 

f. der Auftragnehmer zur Einstellung seines Unterneh-

mens oder eines erheblichen Teils davon übergeht, 

einschließlich der Liquidation des Unternehmens oder 

der Einbringung des Unternehmens in eine zu grün-

dende oder bereits bestehende Gesellschaft; 

g. ein Beschluss zur Auflösung des Auftragnehmers als  

 Rechtsträger gefasst wurde; 

h. der Auftragnehmer die Vermögensabtretung einleitet; 

i. Dritte, die keine Konzern- oder Tochtergesellschaften 

sind, wie in den Artikeln 2:24b und 2:24a des Bürger-

lichen Gesetzbuches angegeben, ein direktes oder 

indirektes Verfügungsrecht (change of control) über 

die Aktivitäten des Auftragnehmers erhalten; 

j. der Auftragnehmer eine beliebige gesetzliche oder 

vertragliche Pflicht nicht oder nicht gänzlich  

 erfüllt oder im Widerspruch zum Vertrag und/oder den 

Einkaufsbedingungen handelt. 

17.3. Der Auftragnehmer übermittelt dem Auftraggeber alle 

Daten (Schriftstücke, Computerdateien usw.), die er 

im Rahmen der Ausführung des Vertrags in seinem 

Besitz hat, innerhalb von zehn (10) Werktagen nach 

Beendigung der betreffenden Arbeiten oder der Be-

endigung des Vertrags. 

17.4. Der Auftraggeber kann einen mit dem Auftragnehmer 

abgeschlossenen Vertrag für unbestimmte Zeit jeder-

zeit ohne Angabe von Gründen schriftlich unter Ein-

haltung einer Kündigungsfrist von drei (3) Monaten 

kündigen, außer wenn die Parteien ausdrücklich et-

was anderes vereinbart haben. 

 

Artikel 18: Übertragung 

18.1. Der Auftragnehmer kann die Rechte und Pflichten, die 

sich aus dem Vertrag ergeben, nicht übertragen oder 

verpfänden. 

 

http://www.fontys.nl/regelingen


Artikel 19: Allgemeine Bestimmungen 

19.1. Für den Vertrag und diese Bedingungen gilt das nie-

derländische Recht. 

19.2. Alle Streitsachen, die sich aus dem Vertrag ergeben, 

werden ausschließlich dem Urteil des zuständigen 

Richters in ‘s-Hertogenbosch unterworfen, unter der 

Maßgabe, dass der Auftraggeber eine Streitsache ei-

nem anderen zuständigen Gericht vorlegen kann. 

19.3. Falls der Auftraggeber aus ihn bewegenden Gründen 

auf ein beliebiges Recht verzichtet oder dem Auftrag-

nehmer auf andere Weise entgegenkommt, wird die-

ses Entgegenkommen auf die spezifischen Umstände 

des Falls beschränkt sein und keinerlei Einfluss auf 

die Rechte haben, die der Auftraggeber in anderen Si-

tuationen geltend machen kann. 

19.4. Der Auftragnehmer kann aus dem Vertrag keinerlei 

Recht für den Erhalt eines Folgeauftrags ableiten. 

19.5. Der Auftraggeber behält sich das Recht vor, die Be-

dingungen während der Laufzeit des Vertrags zu än-

dern oder zu ergänzen, wenn die Gesetzgebung den 

Auftraggeber zu einer Änderung oder Anpassung 

zwingt. Änderungen und Ergänzungen werden dem 

Auftragnehmer schriftlich bekannt gegeben und wer-

den an einem vom Auftraggeber festzulegenden Zeit-

punkt eingeführt. 

19.6. Wenn eine Bestimmung des Vertrags und/oder der 

Bedingungen nicht gültig ist, bleiben der Vertrag 

und/oder die Bedingungen im Übrigen in Kraft. Wenn 

es sich bei der ungültigen Bestimmung um eine Kern-

bedingung handelt, werden der Auftraggeber und der 

Auftragnehmer eine neue Bestimmung vereinbaren, 

die so viel wie möglich der Absicht der Parteien ent-

spricht. Wenn es sich bei der Bestimmung nicht um 

eine Kernbestimmung handelt, wird der Auftraggeber 

unter Berücksichtigung von Artikel 19.5 eine neue Be-

stimmung festlegen, die so weit wie möglich der Ab-

sicht der ungültigen Bestimmung entspricht. 

 

 

Diese Bedingungen wurden am 10. Oktober 2019 bei der 

Kamer van Koophandel Brabant unter der Nummer 

41097718 hinterlegt. 


